
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

Nr. 10/S. 81 Bann, den 27. Januar 1971 

Enge Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und Frankreich 

Deutsch-französische Konsultationen in Paris 

Bundeskanzler Willy Brandt weilte am 25. und 26. 
Januar 1971 zu den regelmäßigen, im Deutsch­
Französischen Vertrag von 1963 festgelegten Kon­
sultationen in Paris. 
Der französische Premierminister Chaban-Delmas 
hielt bei einem Mittagessen im Quai d'Orsay am 
25. Januar 1971 folgende Tischrede: 

Herr Bundeskanzler! 

Unser Außenminister, ich selbst, eine stattliche Zahl 
von Regierungsmitgliedern, Parlamentariern und Be-­
amten haben den Vorzug und die Ehre, aber ganz 
besOnders die Freude, Sie heute in Paris willkom­
men zu heißen. Dies geschieht auf Grund jener 
Abmachungen, die im Jahre 1963 von hervorragenden 
Männern getroffen worden sind und die dazu geführt 
haben, daß wir AnfangjedenJahres die Freude haben, 
Sie hier in Paris zu begrüßen, während wir im Sommer 
in Bann weilen dürfen. 

Sie können gewiß sein, Herr Bundeskanzler, daß die 
Geste, die Sie heute morgen vollzogen haben, als Sie 
sich an das Grab General de Gaulies begaben, das 
französische Volk zutiefst bewegt hat. Bereits heute 
vormittag, als Sie am Gare de I'Est angekommen sind, 
haben aufmerksame Beobachter erkennen können, 
daß dies schon seinen ersten Niederschlag gefunden 
hat. Denn da hat die dort versammelte Menge den 
deutschen Bundeskanzler mit Beifall begrüßt, während 
die Pariser gewöhnlich, wenn ausländische Persönlich­
keiten eintreffen, zwar als interessierte Zuschauer am 
Straßenrand stehen, gucken, die Münder aufreißen, 
aber die Arme herunterhängen lassen, ohne Kraft 
darauf zu verwenden, sie zum Applaus zu erheben. 

Heute früh war es anders. Heute früh haben die Pariser 
geklatscht. Ich bin gewiß, daß Ihre Geste, Herr Bundes­
kanzler, hier schon die erste Auswirkung gezeitigt hat. 
Die Aussöhnung zwischen unseren beiden Völkern, 
die von General de Gaulle und Bundeskanzler 
Adenauer gewollt war, ist heute schon so augenfällig 
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und selbstverständlich geworden, daß man darüber 
eigentlich kein Wort mehr zu verlieren braucht. Wor­
über wir uns heute zu unterhalten und zu informieren 
haben, ist das gegenseitige Einvernehmen. 

Dieses Einvernehmen führt uns dazu, Ihre im vergan­
genen Jahr gegenüber dem Osten unternommenen 
Bemühungen ganz besonders zu würdigen. Sie wissen, 
Herr Bundeskanzler,. wie sehr die französische Regie­
rung alles gewürdigt hat, würdigt und - dessen bin 
ich sicher - würdigen wird, was zu einer Normalisie­
rung der Beziehungen zwischen den Staaten diesseits 
und jenseits des Eisernen Vorhangs führen kann, weil 
wir einfach keinen anderen Weg kennen, den wir ein­
schlagen könnten, um das friedliche Zusammenleben 
zu festigen. Das muß geschehen, damit wir eines 
Tages nicht nur de facto, was schon wesentlich ist, 
sondern auch de jure zum Frieden gelangen. 

Was unsere gemeinsamen Bemühungen insbesondere 
seit der Konferenz im Haag anbetrifft, so können wir 
dazu mit den Worten meines verehrten Kollegen Mau­
rice Schumann, der ein solcher Könner der Trilogie 
ist, sagen, daß wir etwas bereits erreicht haben, das 
wir zu erweitern dabei sind und das wir zu vertiefen 
versuchen. Die Verhandlungen mit Großbritannien und 
den anderen beitrittswilligen Ländern sind im Gang. 
Was die Vertiefung anbetrifft, so läßt sie sich, graube 
ich, im wesentlichen mit dem Wort der Wirtschafts- und 
Währungsunion zusammenfassen, die heute vormittag 
schon Gegenstand des Gespräches auf höchster Ebene 
war und die uns gewiß noch einen guten Teil der Zeit 
beschäftigen wird. 

Nun gibt es einige bilaterale Fragen, wie die Diploma­
ten sie nennen - und ich hoffe, das ist ein verständ­
licher Ausdruck -, mit denen wir üns zu befassen 
haben. Aber hier muß ich die anwesenden Herren 
Journalisten gleich enttäuschen. Es gibt hier keine 
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Meinungsverschiedenheiten, wie es in einigen Berich­
ten geheißen hat, und es gibt hier keine spannenden 
Geschichten, die man darum herum ranken könnte. 
Hier gibt es nur ganz einfach das, was wir immer 
haben, nämlich zu arbeiten, damit wir vorankommen, 
damit wir schneller vorankommen, damit wir weiter 
vorankommen. 

Herr Bundeskanzler, Ihr Besuch steht unter einem 
guten Stern. Ich kann Ihnen versichern, daß die franzö­
sische Regierung den Wunsch hegt, daß unsere Ge· 
spräche hier erfolgreich verlaufen. 

Daher möchte ich mein Glas auf den Erfolg der Bemü­
hungen Ihrer und unserer Regierung erheben. Ich 
erhebe mein Glas auf das Gedeihen der Bundesrepu­
blik Deutschland in einem Klima, das schon so gut 
begonnen hat und das man als eines der Freundschaft 
bezeichnen kann, und nicht zuletzt auch auf Ihr per­
sönliches Wohlergehen, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Willy Brandt dankte mit der nach­
stehenden Tischrede: 

Herr Premierminister, Herr Außenminister, 
meine Damen und Herren! 

Ich freue mich, heute wieder in Paris zu sein. Im 
Namen der deutschen Delegation möchte ich Ihnen, 
Herr Premierminister, und Ihnen, Herr Außenminister, 
sehr herzlich für die Einladung zu diesem gemein­
samen Essen und für die freundlichen Begrüßungs­
worte danken, die Sie, Herr Premierminister, für uns 
gefunden haben. 

Wie immer bei unseren regelmäßigen Treffen wollen 
wir heute und morgen die Haltung unserer Regierun­
gen zu einer Reihe aktueller Probleme aufeinander 
abstimmen. Wenn Frankreich und die Bundesrepublik 
Deutschland sich, wie unser Vertrag es vorschreibt, 
in Fragen von gemeinsamem Interesse konsultieren, 
so steht dahinter die Überzeugung, daß eine gleich­
gerichtete Haltung unserer beiden Regierungen die 
Lösung der Probleme günstig beeinflußt. 

Aber natürlich reicht die deutsch-französische Zusam­
menarbeit weit über die gegenseitige Abstimmung 
hinaus. Unsere beiden Völker befinden sich in einem 
Prozeß rascher und weitreichender Wandlungen. Noch 
sind die Konsequenzen der ersten industriellen Revo­
lution nicht in allen Regionen unserer Länder gezogen, 
und doch sind wir sehr nachdrücklich mit den Pro­
blemen der zweiten industriellen Revolution konfron­
tiert. Wir stehen miteinander, jeder auf seine Weise, 
vor der Notwendigkeit, die Rolle des Menschen und 
seine Mitverantwortung für dieses Geschehen neu zu 
definieren. Wir bemühen uns, das Bildungssystem in 
unseren Ländern zu reformieren und ihm einen Cha­
rakter zu geben, der der Gleichheit der Chancen 
möglichst nahe kommt. 

Wir brauchen die Modernisierung auch wegen des 
künftigen wirtschaftlichen Wachstums. Zug leich kennen 
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wir die Begrenzung, die sich daraus ergibt, daß die 
gesellschaftspolitischen Reformen die aktuelle Lei­
stungskraft unserer Wirtschaft nicht überfordern dür­
fen. lrn Gegenteil, wir müssen ja gerade dafür sorgen, 
daß unsere Wirtschaft den Wettbewerb mit anderen 
besteht und die Gewinne einbringt, die unsere gesell­
schaftspolitischen Vorhaben ermöglichen. 

Ich weiß, Herr Premierminister, daß der unerläßlichen 
Evolution Ihre besondere Sorge gilt. Diese Bereiche 
sind in der bisherigen Tätigkeit der Europäischen Ge­
meinschaft zu kurz gekommen. Wir suchen zumeist 
noch Lösungen im nationalen Rahmen, obwohl zu­
nehmend erkannt wird - denken wir nur an die Um­
weltprobleme! -, daß wir für die Beherrschung der 
Aufgaben der Zukunft eines erweiterten Rahmens be­
dürfen. Wir sollten uns also bemühen, bei unseren 
nationalen Anstrengungen auch die entsprechenden 
Bemühungen unserer Partner in der Europäischen Ge­
meinschaft zu sehen und zu berücksichtigen. Auf 
manchen Gebieten müssen wir ja in Wirklichkeit schon 
ein paar Schritte weitergehen. 

ln einer vielbeachteten Stellungnahme zur französi­
schen Industriepolitik haben Sie, Herr Premierminister, 
vor kurzem dem Aufbau multinationaler industrieller 
Einheiten den Vorzug vor nationalen Gruppierungen 
gegeben. Ich stimme mit Ihnen weitgehend überein 
und hoffe, daß dieser Gedanke konstruktive Auswir­
kungen haben wird. Wir sollten in allen Bereichen, die 
dafür in Betracht kommen, die Perspektive unserer 
Dorfkirchen und Rathäuser hinter uns lassen - so 
lieb sie uns bleiben. 

Sie, Herr Außenminister, haben vor kurzem mit Recht 
bemerkt, daß die wirtschaftliche Vereinigung schon 
deshalb ein politisches Faktum schafft, weil sie nicht 
mehr rückgängig gemacht werden kann. Unsere ge­
meinsame Aufgabe liegt in der Tat darin, auf mehr 
Gebieten als bisher konstruktiv unwiderrufliche Pro­
zesse in Gang zu setzen. Freilich gilt es auch darauf 
zu achten, daß man die subjektiven Faktoren nicht 
überfordert. Die Unumstößlichkeit erster richtungswei­
sender Entscheidungen muß durch die Entwicklung 
selbst - vor allem durch den Vorteil, den die Men­
schen aus ihr ablesen können - bestätigt werden. 

Das besondere Verhältnis zwischen unseren Regie­
rungen ist nicht nur wichtig für den Aufbau der Euro­
päischen Gemeinschaft, sondern es findet seinen Nie­
derschlag auch in unserer bilateralen Zusammenar­
beit. Wenn Staatspräsident Pompidou bei unserem letz­
ten Konsultationsgespräch im Juli in Bonn die deutsch­
französische Zusammenarbeit als "ein fortwirkendes, 
schöpferisches Tun" bezeichnet hat, so entspricht dies 
derselben Grundeinstellung. 

Lassen Sie uns die Gespräche, die ich heute mit dem 
Präsidenten der Republik begonnen habe, und heute 
nachmittag mit Ihnen, Herr Premierminister, fortsetzen 
werde - und die unsere Kollegen nach bewährter 
Praxis parallel führen -, unter das Dach dieser ge­
meinsamen Überzeugung stellen. Dann werden sie 
erneut sowohl dem Wohl unserer beiden Völker, als 
dem unserer europäischen Partner dienen. 

Ich bitte meine Landsleute mit mir das Glas zu erhe­
ben auf das Wohl unserer verehrten Gastgeber und 
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lieben Nachbarn. Und lassen Sie uns miteinander an­
stoßen auf den erfolgreichen Verlauf unserer Ge­
spräche und auf die weitere Festigung unserer dem 
Frieden und dem Fortschritt dienenden Zusammen­
arbeit. 

Der Präsident der Französischen Republik, Georges 
Pompidou, hielt bei einem Abendessen im Elysee 
am 25. Januar 1971 in deutscher Sprache folgende 
Tischrede: 

Herr Bundeskanzler, Madame, 
meine Damen und Herren! 

Indem ich Sie heute abend hier empfange, denke ich 
an die beiden großen Staatsmänner, denen unsere 
Völker den hervorragenden und dauerhaften Charakter 
ihrer Annäherung verdanken. Seit sieben Jahren, Jahr 
um Jahr, kommen der Kanzler der Bundesrepublik 
Deutschland nach Paris, und der Präsident der Fran­
zösischen Republik nach Bann. Bei jedem dieser 
Treifen werden wir uns mehr und mehr der Nützlich­
keit dieser regelmäßigen Gespräche bewußt. Doch 
diese bergen noch mehr. Mit der Zeit beginnen sie 
mir unerläßlich zu erscheinen und ich glaube, Herr 
Bundeskanzler, daß Sie diese meine Ansicht teilen. 
Inmitten der Schwierigkeiten, die ständig durch die 
Entwicklung der internationalen Politik ausgelöst wer­
den, bieten die deutsch-französischen Gipfelgespräche 
Gelegenheit zur offenen Aussprache und zum gegen­
seitigen Verständnis. Und schließlich, Herr Bundes­
kanzler, kommen zu den durch die offiziellen Abkom­
men geschaffenen Verbindungen diejenigen hinzu, 
welche aus den persönlichen Kontakten entspringen. 
ln dieser Hinsicht sind die Beziehungen zwischen 
Ihnen und mir ganz besonders wertvoll. 

Unsere ersten Gespräche heute haben einen neuen 
Beweis dafür erbracht. Morgen, nach einer weiteren 
Unterredung, werden wir wie üblich mit dem Premier­
minister, den Sie heute getroffen haben, und den 
Ministern unserer beiden Regierungen eine Plenar­
sitzung abhalten. Ich gebe dem Wunsch Ausdruck, 
daß diese uns denselben Eindruck der Fülle und des 
Verständnisses hinterlassen möge, wie jene vom ver­
gangenen Juli in Bann. 

Unter den großen internationalen Problemen sehe ich 
zwei, die uns unmittelbar angehen: den Aufbau West­
europas und die Beziehungen zu dem übrigen euro­
päischen Kontinent. 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, daß aus der Politik, 
die Sie im Jahre 1970 verfolgt haben, eine Lehre zu 
ziehen ist. Durch die Unterzeichnung von Verträgen 
mit der Sowjetunion und mit Polen haben Sie Realis­
mus bekundet. Sie dachten, daß dies sowohl im In­
teresse der Bundesrepublik wie auch dem Europas 
und dem des Friedens läge. Mit der Wahl dieser Poli­
tik haben Sie sich auf einen Weg begeben, welcher 
parallel zu jenem verläuft, den die französische Regie­
rung zu gehen versucht. 

Die Zugehörigkeit zur westlichen Welt, zum Atlan­
tischen Bündnis und zu einer Gemeinschaft, die viel­
leicht morgen noch andere Länder umfassen wird, 
bedeutet weder eine Politi-k der Blöcke, noch den 
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Aufbau eines neuen Blocks. Es geht darum, mit mehr 
Zusammenhang und mehr Möglichkeiten, folglich mit 
mehr Gleichgewicht, an einer besseren europäischen 
Sicherheit zu arbeiten. Daß dieses eine konkrete Ab­
sicht ist, wird am besten durch den gemeinsamen 
Willen bewiesen, mit dem wir unsere Zusammen­
arbeit mit den osteuropäischen Ländern entwickeln 
wollen und der einer gewissen Vorstellung von Europa 
entspricht. 

Über eben diese Vorstellung von Europa ist gegen­
wärtig in Brüssel bezüglich der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion eine große Debatte im Gange. Ich frage 
mich, ob diese Debatte überhaupt eine richtige De­
batte ist und ob die dort aufgeworfenen Probleme 
nicht völlig falsch gestellt sind. Sie wie auch wir sind 
uns darin einig, schrittweise die europäische Einheit 
zu verwirklichen gemäß den Entscheidungen, welche 
während der auf meine Initiative hin im Haag einbe­
rufenen Konferenz gefällt worden sind. Wir reagieren 
immer bewußter auf die Eigenart der europäischen 
Probleme, auf die Solidarität, die uns bindet, und auf 
die Möglichkeiten, die ein großes Ganzes bietet. · Ich 
wünsche jedoch, daß hier, wie im Fall Ihrer eigenen 
Politik, die Annäherung eine realistische sein möge. 

Wir kennen die Geschichte Europas. Weder Worte 
noch technokratische Gebilde können das Wesen 
Deutschlands und Frankreichs jemals verdrängen. Soll 
der europäische Bau beständig sein, darf sein Funda­
ment nicht erschüttert werden. Von nationalen Reali­
täten ausgehend, werden die Regierungen die Hand­
werker dieses Baus sein. Der europäische Staatenbund, 
der aus unseren gemeinsamen Bemühungen hervor­
gehen müßte, hat kein Vorbild in der Geschichte und 
kann abstrakt vorher nicht definiert werden. Dieser 
tagtäglichen Aufgabe müssen wir uns unermüdlich, 
vorurteilslos und ohne falsche Illusionen widmen. 

Herr Bundeskanzler, noch einmal möchte ich Ihnen 
sagen, · wie sehr ich Ihre Bemühungen würdige, die 
Folgen des letzten Krieges zu überwinden und zur 
Schaffung einer echten europäischen Sicherheit bei­
zutragen. Frankreich unterstützt Sie dabei vorbehalt­
los. Es wünscht, daß unsere enge und beispielhafte 
Zusammenarbeit es der Gemeinschaft gestatten möge, 
auf dem zweifachen Weg, den wir im Haag festgelegt 
haben,· dem der Erweiterung und der Vertiefung, mit 
Geduld, doch wirklich voranzukommen. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, Ihr Glas zu 
erheben, auf das Wohl des Bundeskanzlers, zu Ehren 
von Frau Brandt, auf das Glück des deutschen Volkes, 
auf die deutsch-französische Freundschaft im Dienste 
Europas und des Friedens. 

Bundeskanzler Willy Brandt erwiderte mit der nach­
stehenden Tischrede : 

Herr Präsident, verehrte gnädige Frau, 
meine Damen und Herren! 

Ich danke herzlich für die Gastfreundschaft, mit der 
meine Frau und ich und die Mitglieder meiner Dele­
gation heute abend in diesem glanzvollen Rahmen 
empfangen werden. Es war besonders liebenswürdig 
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von Madame Pompidou und Ihnen, Herr Präsident, 
meine Frau zu bitten, an diesem Besuch in Paris teil­
zunehmen. 

Auf Grund unserer langjährigen und bewährten freund­
schaftlichen Zusammenarbeit ist uns die Realität des 
besonderen deutsch-französischen Verhältnisses schon 
zu einer Selbstverständlichkeit geworden. Bei einem 
festlichen Zusammensein wie dem dieses Abends wird 
uns diese Realität als belebende Konstante der euro­
päischen und weltpolitischen Entwicklung jedoch be­
sonders deutlich. 

Auf dem Weg nach Paris habe ich heute früh - unfern 
der Schlachtfelder unseliger Kriege - das Grab des 
Mannes aufgesucht, der sich wie kaum ein zweiter 
Staatsmann der schmerzlichen Erfahrungen unserer 
gemeinsamen Geschichte bewußt war und wohl gerade 
deswegen die Entwicklung des Verhältnisses zwischen 
unseren Völkern zur Freundschaft hat mitprägen kön­
nen. Das Werk der Aussöhnung und der beispielhaften 
Zusammenarbeit, das Charles de Gaulle und Konrad 
Adenauer vor acht Jahren in diesem Haus durch die 
Unterzeichnung des Vertrages besiegelten, betrachte 
ich als ein Vermächtnis, das weiterzuführen zu den 
ersten Aufgaben jeder deutschen Regierung gehört. 

Unsere Zusammenarbeit soll dabei nach unserer über­
einstimmenden Auffassung im Dienst der europäischen 
Einigung stehen. Wie Sie, Herr Präsident, sehe ich die 
Wechselbeziehung zwischen der Vervollkommnung der 
westeuropäischen Gemeinschaft und dem allmählichen 
Knüpfen besserer Verbindungen zwischen allen Teilen 
unseres Kontinents. Wir wollen Westeuropa ja keines­
wegs als eine sich abschließende Zitadelle errichten. 
Wir sehen in ihr vielmehr ein wesentliches Bauelement 
für jene gesamteuropäische Friedensordnung, die es 
zielstrebig vorzubereiten und zu entwickeln gilt. 

Um so mehr kommt es darauf an, dieses Bauelement 
laufend zu verbessern. Richtschnur unseres Handeins 
sind dabei die Beschlüsse der Gipfelkonferenz vom 
Haag, zu deren Zustandekommen Sie, Herr Präsident, 
so entscheidend beigetragen haben. Im Laufe der letz­
ten zwölf Monate haben wir erhebliche Fortschritte 
machen können. Bei dem Stück des Weges, das jetzt 
vor uns liegt, werden wir, dessen bin ich ebenso 
sicher wie Sie, Herr Präsident, das deutsch-französi­
sche Zusammenwirken im Interesse der Gemeinschaft 
und der Gemeinsamkeit in ähnlicher Weise fruchtbar 
machen, wie das schon bei früheren Gelegenheiten 
geschehen ist. 

Ich denke hierbei an das im Haag aufgestellte Ziel der 
Wirtschafts- und Währungsunion ebenso wie an die 
Erweiterung der Gemeinschaft und die sich neu ent­
wickelnden Formen einer engeren politischen Bera­
tung. Wir, die wir beide dieses Ziel zu setzen mit­
geholfen haben, werden bei ihrer Verwirklichung ge­
wiß keine Mühe scheuen. 

Gestärkt durch die Fortschritte in der westeuro­
päischen Einigung können wir in unserer Politik der 
Entspannung gegenüber Osteuropa illusionslos, aber 
beharrlich voranschreiten. Die Politik· meiner Regie­
rung ist ein Teil unserer gemeinsamen Bemühungen 
um die Sicherung und die. Organisierung des Friedens. 

Die vergangenen Monate seit unserem letzten Treffen 
in Bonn haben die Unterzeichnung von Verträgen ge­
sehen, durch die die Bundesrepublik Deutschland 
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meint, ihre Interessen wahren und konstruktive Bei­
träge zur Entspannung und Zusammenarbeit leisten 
zu können. Ich möchte Ihnen, Herr Präsident, Dank 
dafür sagen, daß Sie diese Politik, für die im übrigen 
Frankreich in gewisser Hinsicht richtungsgebend gewe­
sen ist, in allen Phasen aktiv und mit Nachdruck unter­
stützt haben. 

Gleichfalls weiß ich es sehr zu schätzen, daß Frank­
reich im Rahmen seiner besonderen Rechte und Ver­
antwortlichkeiten maßgeblich mit dafür zu sorgen be­
müht ist, zu befriedigenden Regelungen für Berlin zu 
gelangen. 

Ich bitte alle Anwesenden, das Glas zu erheben und 
mit mir zu trinken auf das Wohl des Präsidenten der 
Französischen Republik, seiner verehrten Frau Gemah­
lin, auf das Glück des französischen Volkes und die 
Zukunft der deutsch-französischen Freundschaft, von 
der für die Entwicklung Europas soviel abhängt. 

Ziele und Aufgaben 
der Auswärtigen Kulturpolitik 

Rede des Bundesministers des Auswärtigen vor dem 
Kulturpolitischen Beirat des Auswärtigen Amtes 

Der Bundesminister des Auswärtigen, Walter Scheel, 
hielt vor dem Kulturpolitischen Beirat des Auswär­
tigen Amtes am 22. Januar 1971 in Bonn folgende 
Rede: 

Die Auswärtige Kulturpolitik· ist nicht das Stiefkind 
unserer Außenpolitik. Lassen wir uns nicht von fal­
sc~er Optik täuschen: Wo es in der Außenpolitik zu 
kräftigen Kontroversen kommen kann, geht die Kul­
turpolitik auf leisen Sohlen. Ihre Stärke ist die Stille, 
im Ausland oft mehr gehört als im Inland. Sie ringt 
nicht um materielle Interessen, sondern um Verstän­
digung, Vertrauen. Sie strahlt unmittelbar ein auf das 
jeweilige Land. Wo hart im politischen Raum sich die 
Meinungen stoßen, spricht sie den Menschen, die Ge­
sellschaft an. 

Kulturpolitik soll Regierungen zusammenführen, um 
der Freiheit des Kreativen neue Gassen zu schlagen. 
Diese Freiheit wird aber nur dann Bestand haben, 
wenn wir als Industriegesellschaft aus ihr die Ver­
pflichtung ableiten, aus unserem Wohlstand allen eine 
Chance zu schaffen, an dieser Freiheit teilzunehmen. 

Es lag mir schon lange am Herzen, mit Ihnen, meine 
Herren, darüber zu sprechen. "Gut Ding braucht sein 
Weil" - und ich glaube, die "Weil" hat sich gelohnt. 
Ich mußte Sie etwas warten lassen, um nicht mit lee­
ren Händen dazustehen. Nun liegen die Leitsätze für 
die Auswärtige Kulturpolitik vor uns, nach denen wir 
künftig arbeiten wollen. Helfen Sie bitte mit, die Leit­
sätze mit Leben zu erfüllen. Sie sollen als "Partitur 
des Friedens" zur besseren Verständigung in diesem 
immer noch unfriedlichen Konzert der Völker beitra­
gen. Ich danke Ihnen für Ihr Erscheinen und bin sicher, 


